
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 13 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  15.12.25 

 19:30 Uhr bis 19:55 Uhr 

im Rathaus in Kürzell   

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Bodo Lange  

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Miriam Fischer  

Klaus Fuhrmann  

Andreas Gauch  

Martin Heimburger  

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli  

Jasmin Lehmann  

Sven Leuthner  

Christian Maurer  

Paul Santo  

Gerald Sensenbrenner  

Hugo Wingert  

 

die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Sandra Frenk  

Nadine Reichart  

Ingrid Rieth-Jäger  
 

die Bezirksbeiräte 

Beatrice Biehler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 

Patricia Hess  

Franziska Reiff  
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Zuhörer 7  

Presse 2  

 
Bürgermeister B. Lange eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsgemäß 
erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Verpflichtung von Gemeinderätin Miriam Fischer 

Nach dem Ausscheiden von Bodo Lange aus dem Gemeinderat aufgrund seiner Wahl zum Bür-
germeister der Gemeinde Meißenheim ist Miriam Fischer als Gemeinderätin in das Gremium 
nachgerückt.  

Bürgermeister Lange verpflichtet Frau Fischer nach § 32 Abs. 1 Satz 2 GemO. Sie spricht fol-
gende Verpflichtungsformel nach: 

 "Ich gelobe Treue der Verfassung, Gehorsam den Gesetzen 

 und gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten.  

 Insbesondere gelobe ich, die Rechte der Gemeinde gewissenhaft zu wahren  

 und ihr Wohl und das ihrer Einwohner nach Kräften zu fördern." 

2. Frageviertelstunde 

Keine Wortmeldungen 

3.  Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

4.  Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 10.11.2025 gefass-
ten Beschlüsse 

In der nicht öffentlichen Sitzung am 10.11.2025 wurden keine Beschlüsse gefasst. 

 

5.  Besetzung von Ausschüssen aufgrund der Wahl von Bodo Lange zum Bür-
germeister 

Mit dem Amtsantritt von Bürgermeister Lange am 06.12.25 müssen die Sitze in verschiedenen 
Gremien neu besetzt werden. 

Die Bestellung der Mitglieder von beratenden Ausschüssen aus der Mitte des Gemeinderats 
ist in der Gemeindeordnung nicht näher geregelt (§ 41 Abs. 1 GemO). Die GemO geht davon 
aus, dass die Besetzung der Ausschüsse durch Einigung erzielt wird. Das könnte erfolgen, in-
dem alle anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Gemeinderats inkl. Bürgermeister 
dem Vorschlag zur Besetzung der Sitze zustimmen. 
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Bei der Einigung über die Besetzung der Ausschüsse sollen die Wählervereinigungen, die im 
Gemeinderat vertreten sind, dem Prinzip der Spiegelbildlichkeit entsprechend, d.h. entspre-
chend dem Stärkeverhältnis im Gemeinderat auch in den Ausschüssen repräsentiert sein. 

Die Freie Liste und Freie Wähler haben folgenden Vorschlag unterbreitet: 

• Bauausschuss 
o Gemeinderat Martin Heimburger 

• gemeinsamer Ausschuss der Verwaltungsgemeinschaft Schwanau – Meißenheim  
o Gemeinderat Sven Kirner 

• 2. Stellvertretung des Bürgermeisters 
o Gemeinderat Sven Kirner 

Der Gemeinderat besetzt die Ausschüsse wie folgt einstimmig nach: 

• Bauausschuss 
o Gemeinderat Martin Heimburger 

• gemeinsamer Ausschuss der Verwaltungsgemeinschaft Schwanau – 
Meißenheim  
o Gemeinderat Sven Kirner 

• 2. Stellvertretung des Bürgermeisters 
o Gemeinderat Sven Kirner 

 

6. Kündigung und Neufassung des Fundtiervertrags mit dem Tierschutzver-

ein Lahr und Umgebung e.V. 

Gemeinden sind durch das Bürgerliche Gesetzbuch verpflichtet, Fundtiere aufzunehmen und 

unterzubringen. Diese Verpflichtung wurde durch einen Vertrag auf den Tierschutzverein 

Lahr und Umgebung e. V. übertragen. Zur Abgeltung der Kosten ist eine jährliche Pauschale 

zu erbringen. Seit dem Jahr 2018 beträgt die Pauschale 1,50 Euro pro Einwohner und Jahr. Im 

Jahr 2025 wurde somit ein Betrag von 6.144,00 Euro fällig.  

Mit Schreiben vom 26.01.2025 kündigte der Tierschutzverein diesen Vertrag zum 31.12.2025. 

Betroffen war nicht nur die Gemeinde Meißenheim, sondern auch die Um-landgemeinden 

des Altkreises Lahr.  

Die Begründung der Kündigung war, dass neben der allgemeinen Teuerung, auch Tierarzt-

kosten drastisch angestiegen seien und der Tierheimbetrieb ein großes Defizit aufweise. So-

mit könne die Vereinbarung nur neu geschlossen werden, wenn die Pauschale entsprechend 

erhöht würde.  

Die Bürgermeister der betroffenen Gemeinden haben sich daraufhin in mehreren Verhand-

lungsrunden mit dem Tierschutzverein ausgetauscht. Folgendes Ergebnis konnte nun erzielt 

werden:  
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2026: 2,00 Euro pro Einwohner/Jahr  

2027: 2,10 Euro pro Einwohner/Jahr  

2028: 2,20 Euro pro Einwohner/Jahr  

Um der gesetzlichen Verpflichtung hinsichtlich der Unterbringung und Versorgung von 

Fundtieren auch weiterhin nachkommen zu können, wird eine weitere Zusammenarbeit mit 

dem Tierheim Lahr angestrebt.  

Der neue Vertragsentwurf ist seitens des Tierheims allerdings noch in Vorbereitung. Dieser 

wird sich jedoch im Wesentlichen an der bisherigen Vereinbarung orientieren.  

Der neue Vertrag soll fest für 3 Jahre abgeschlossen werden. 

 

Der Gemeinderat stimmt einstimmig dem Abschluss eines neuen Fundtierver-

trags bezüglich der Erhöhung der Jahrespauschalen auf 2,00 Euro für 2026, 2,10 

Euro für 2027 und 2,20 Euro für 2028 je Einwohner zu. Ansonsten bleiben die 

Vertragsinhalte im Wesentlichen bestehen. 

 

7.  Bauanträge 

7.1 Bauvoranfrage für den Neubau eines Doppelhauses auf dem Grundstück Flst. Nr. 
5361/3, Lächelweg 2e in Kürzell 

Um rechtssicher weiterplanen zu können, beantragte der Antragsteller am 28.08.2025 den 
Bauvorbescheid für den Neubau eines Doppelhauses mit 2 Stellplätzen auf dem Grundstück 
Flst. Nr. 5361/3, Lächelweg 2e in Kürzell, mit dem Ersuchen, in der Gemeinderatssitzung am 
20.10.2025 das gemeindliche Einvernehmen zu erhalten. 

Die Baufläche liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist über die Zulässigkeit des Vorhabens 
nach § 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB von der Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der 
Gemeinde zu entscheiden. 

Das Einvernehmen wurde unter anderem aus dem Grund versagt, dass die Breite der Zufahrts-
straße von 4,00m um ca. 1,00m bis 1,50m vergrößert werden soll. Jedoch ist eine Zufahrt von 
4,00m Breite als private Erschließungsstraße völlig ausreichend. Für eine Forderung, die Zu-
fahrt zu verbreitern, gibt es keine rechtliche Grundlage. 

Auch die Frage wegen den zu wenigen Stellplätzen findet keine Anwendung, da das Bau-
grundstück nicht im Bereich der Stellplatzsatzung liegt. 

Mit dem Antrag auf Erteilen eines Bauvorbescheids vom 27.08.2025 sollte geklärt werden, ob 
der Neubau eines Doppelhauses auf dem Flst. Nr. 5361/3 der Gemarkung Kürzell, Lächelweg 
2e, bauplanungs-rechtlich zulässig ist. 
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Die Prüfung des Bauantrages ergab, dass sich das geplante Bauvorhaben nach Art und Maß 
der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, 
in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Die Erschließung ist gesichert. Die Vorausset-
zungen des § 34 BauGB für einen positiven Bauvorbescheid sind gegeben. Die bauplanungs-
rechtliche Beurteilung des genannten Bauvorhabens hat ergeben, dass keine Versagungs-
gründe vorliegen. 

Gemäß § 54 Abs. 4 Sätze 6 und 7 LBO ist über das Einvernehmen für das genannte Bauvorha-
ben erneut zu entscheiden. 

Der Gemeinderat leitet die Bauvoranfrage mit  6 Ja-Stimmen,  7 Enthaltungen 
und einer Gegenstimme zur Genehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis 
weiter und das Einvernehmen gem. § 36 BauGB erteilen. 

Im OR wurde bereits vorgeschlagen, die Stellplatzsatzung anzupassen, dies befindet sich der-
zeit in Prüfung.  

 

Ortsvorsteher H. Wingert verlässt den Sitzungssaal  

 

7.2 Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung des Oberflächenwassers auf 
dem Flst.Nr. 366 der Gemarkung Meißenheim im Zuge der Erweiterung eines Gewerbe-
betriebes 

Auf dem Flurstück Nr. 366 im Binzenweg 18 in Meißenheim befindet sich das Bestandsge-
bäude mit Büro und Halle, welches auf der Nordwestseite eingeschossig erweitert werden 
soll. Im Zuge des Erweiterungsbaues sollen zwei bauseits vorhandene Sickergruben über-
plant werden. Die neu errichtete Sickergrube im hinteren Teil des Grundstückes wird entspre-
chend vergrößert. Der Bauherr beantragt die Änderung der bestehenden Sickergruben sowie 
die Einleitung von weiterem Regenwasser der Dachfläche des Erweiterungsneubaus. 

Die Versickerung des Niederschlagswassers muss gemäß B-Plan „Oberried II“ und dazugehö-
rigem Entwässerungskonzept über eine belebte Bodenschicht (Sickermulden) erfolgen. An 
jeder Sickermulde sind Notüberläufe mit Anschluss an das öffentliche Kanalnetz anzuordnen. 

Die Genehmigung für die Schmutzwasserleitungen sowie die Anschlussschächte an das öf-
fentliche Kanalnetz liegt bereits vor. Für die Einleitung des Oberflächenwassers ist eine was-
serrechtliche Genehmigung erforderlich. 

 

Die in die Versickerungsmulde zu entwässernden Flächen setzen sich wie folgt zusammen: 

Bestandsfläche:   2.198,8 m²  
Dachflächen Neubau:  251,2 m² 
Gesamtfläche:   2.450,0m² 
 

Das Bestandsdach und der Erweiterungsbau werden mit einem bekiesten Bitumendach aus-
geführt. Das auf den Flachdächern des Erweiterungsbaues anfallende Regenwasser wird über 
Regenfallrohre zu den Grundleitungen geführt und in einen neu geplanten Anschlussschacht 
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eingeleitet. Der Überlauf des Anschlussschachtes gewährleistet ein Versickern über die offe-
nen oberflächlichen Flachmulden. Das anstauende Regenwasser, welches im Anschluss-
schacht verbleibt, wird mittels einer dauerhaft vorgehaltenen Tauch-pumpe aus dem Schacht 
auf die Versickerungsfläche gepumpt. 

Die im Bestand vorhandenen Sickergruben werden teilweise überbaut und entfallen im Be-
reich des Neubaus vollständig. Die neu errichtete Sickergrube entlang der Flurstücke 366/1, 
366/2 und 369/1 wird so angelegt, dass sie das anfallende Regenwasser der Bestandsregen-
wasserleitungen, des Erweiterungsbaus sowie den Versickerungsbedarf der Bestandsmulde 
im hinteren Grundstückteil aufnehmen kann. Alle weiteren nicht betroffenen Bestandsmul-
den bleiben unverändert bestehen. Die Versickerungsmulde wird als oberflächige Flachmulde 
mit einer Tiefe von 0,3 m ausgebildet.  

Gemäß dem Bodengutachten handelt es sich um sandige bis kiesige Untergründe. Die Versi-
ckerungsfähigkeit ist als mittel bis hoch einzustufen. Der Bodenaufbau der Mulde ist wie folgt 
vorgesehen: 

- Oberboden: ca. 10-15 cm, humos, durchlässig, nicht bindig 
- Tragschicht / Untergrund: natürlicher, versickerungsfähiger Boden  
- Oberfläche: Rasensaat oder standortgerechte Begrünung zur Erosionssiche-

rung und Verdunstung 
- Ein gesonderter Sickerkörper (z.B. Kiesrigolen) ist nicht erforderlich. 

An der Versickerungsmulde werden zwei Notüberläufe angeordnet. Neben dem Bestands-
überlauf ist ein weiterer Überlauf im Bereich des Anschlussschachtes vorgesehen. Wenn die 
Mulde gefüllt ist, wird das überschüssige Regenwasser über einen neu geplanten sowie über 
den Bestands-RW-Schacht in das Leitungsnetz in der Straße eingeleitet. 

Die neuen Grundleitungen sind als KG 2000 aus Polypropylen mit einem Durchmesser von 150 
mm geplant. Das Gefälle der Leitungen wird 1 % betragen.   

Mit einem berechneten Rückhaltevolumen von 67 m³, einer erforderlichen Muldensicker-flä-
che von 223,3 m² und einer Entleerungszeit von 17,6 Stunden erfüllt die Anlage alle normativen 
Anforderungen. 

Die bestehende Versickerungsmulde von 110 m² und die neu zu errichtende von 223,3 m² wer-
den zusammengelegt. In Summe ergibt sich eine Größe von 333,3 m². 

Der Gemeinderat nimmt den Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis einstimmig 
billigend zur Kenntnis. 

8. Vergabe Kanalauswechslung Kirchstraße (GEP) 

Für die Kanalaufdimensionierung in der Kirchstraße in Meißenheim wurden durch das Ingeni-

eurbüro Boos aus Lahr die Tiefbauarbeiten ausgeschrieben.  

Am 11.11.2025 wurde oben genannte Maßnahme submittiert. An 5 Bewerber sind Ausschrei-

bungsunterlagen versendet worden. 4 Angebote sind eingegangen. Nach Prüfung der Ange-

bote stellt sich das Ergebnis, in aufsteigender Rangfolge, wie folgt dar: 

        Brutto   Prozent 

1.  Fa. Vogel-Bau, 77933 Lahr     322.245,16 €  100,00 % 
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2.  Fa. ….       335.491,29 €  104,11 % 

3.  Fa. …..       337.001,73 €  104,58 % 

4.  Fa. ….       393.505,13 €  122,11 %    

 

Unter Berücksichtigung aller technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte ist das Ange-

bot der Fa. Vogel-Bau aus Lahr das annehmbarste Angebot. Es wird vorgeschlagen, diesem 

Angebot zu einem Angebotspreis von 322.245,16 € (brutto) den Zuschlag zu erteilen. 

In der Diskussion wird angesprochen:  

- Es wird gebeten, zu prüfen, wie die Kosten im Haushalt verbucht werden.  

 

Der Gemeinderat erteilt einstimmig den Zuschlag für die Arbeiten zur Kanal-
auswechslung in der Kirchstraße der Fa. Vogel-Bau in Lahr zu einem Angebots-
preis von 322.245,16 € (brutto). 

Ortsvorsteher H. Wingert nimmt wieder an der Sitzung teil  

 

9.  Anfrage der Feuerwehr - Planung eines Carports/Unterstellschopfes - hier: 
Kostenbeteiligung der Gemeinde 

 

I. Änderung des Bebauungsplanes „Schmidtenbühn“: Weiterführung des Verfahrens  

Am 10.02.2025 wurde der Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 

„Schmidtenbühn“ im Gemeinderat gefasst. Grund für die Änderung war ein geplantes Bau-

vorhaben der Firma Huber (hier: Änderung der Zufahrt). Nach Abschluss der Offenlage hat die 

Feuerwehr Meißenheim bei der Gemeinde angefragt, ob der Bau eines Unterstellschopfs/Car-

ports für den Toilettenwagen und das Vereinszelt möglich wäre. Um dieses Bauvorhaben zu 

verwirklichen, ist auch hier eine Änderung des Baufensters und somit eine 2. Offenlage not-

wendig.  

In der Sitzung vom 07.04.2025 wurde deshalb nur die Abwägung der im Rahmen der Offen-

lage eingegangenen Anregungen gefasst. Die Planungen der Feuerwehr wurden über die 

Sommerpause nun in das Verfahren mit aufgenommen; die Durchführung der 2. Offenlage 

fand vom 27.10.-28.11.2025 statt. Die weitere Beratung in den Gremien über die eingegange-

nen Stellungnahmen steht noch aus.  

Mit der Fa. Huber wurde ein Erschließungsvertrag vereinbart, der auch die Kostentragung re-

gelt.  
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Die weitere Änderung der Feuerwehr verursacht Mehrkosten für die B-Plan Änderung von ca. 

4.400,-€.  

Die artenschutzrechtliche Abschätzung konnte zu einem Großteil aus der Urfassung über-

nommen werden und wurde nur in kleinen Teilen angepasst. Eine konkrete Kostenschätzung 

wurde deshalb nicht vorab erstellt.  

 

II. Genehmigung und Baudurchführung 

Am 26.05.2025 hat die Feuerwehr ihre Planung dem Bezirksbeirat vorgestellt. Dabei wurde 

mitgeteilt, dass die Feuerwehr den Neubau in Eigenleistung errichten möchte. Außerdem 

wurde eine Kostenkalkulation vorgelegt.  

Kosten, die in dieser Kalkulation nicht berücksichtigt waren, waren die der Entwässerung.  

Durch den geplanten Neubau muss die vorhandene Entwässerungsmulde verschoben wer-

den. Die Planunterlagen haben wir zur Prüfung auf Machbarkeit an das IB Boos gegeben.  

Nach Rücksprache mit Herrn Boos schätzt er die Kosten für die Umlegung der Mulde auf ca. 

12.000,- €, hinzu kommen ca. 2.500,-€ Planungskosten.  

Ebenfalls notwendig ist die Änderung und Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zur 

Versickerung des Oberflächenwassers durch das Landratsamt. Welche Genehmigungskosten 

hier entstehen, ist derzeit nicht bekannt.  

III. Kostenbeteiligung 

Nachdem im Bezirksbeirat eine Kostenbeteiligung der Gemeinde vorgeschlagen worden war, 

wurden die weiteren Kosten (s.o.) ermittelt und im Bauausschuss vorberaten.  

Der Bauausschuss hat einen Vorschlag zur Kostenbeteiligung unterbreitet, der in der vergan-

genen Sitzung des Bezirksbeirates am 03.11.2025 bestätigt wurde.  

Es wird empfohlen, die Mehrkosten für die Änderung des Bebauungsplanes i.H.v. ca. 4.400,-

€, sowie die Planungskosten für die Entwässerungsmulde (ca. 2.500,- €) und ggf. deren Geneh-

migung zu übernehmen.  

Die Baukosten zur Herstellung der Entwässerungsmulde sollen in Eigenleistung durch die Feu-

erwehr erbracht werden.  

Der Gemeinderat folgt mit zwei Enthaltungen der Empfehlung des Bezirksbei-

rates und unterstützt die Feuerwehr wie folgt:  

- Mehrkosten für die B-Plan-Änderung werden von der Gemeinde getra-

gen.  
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- Planungskosten für die Entwässerungsmulde übernimmt die Gemeinde 

inkl. Kosten für die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis. 

- Kosten für die Herstellung der Entwässerungsmulde sollten in Eigenleis-

tung durch die Feuerwehr erledigt werden. 

11.  Verschiedenes 

a) Bürgermeister B. Lange wünscht allen Frohe Weihnachten 
b) Der Planfeststellungsbeschluss für die Zusammenlegung der Kiesgruben Ichenheim und 

Meißenheim wird diese Woche erlassen. Die Bekanntmachung erfolgt in dieser Woche im 
Amtsblatt. Die Auslegung soll vom 07.-20.01.2026 stattfinden. 

 

12.  Frageviertelstunde 

 Gemeinderätin M. Fischer wird für ihr neues Amt gratuliert. Positiv wird auch gesehen, 
dass der Frauenanteil wieder erhöht wird.  

 

Die Sitzung wird um 19:55 Uhr von Bürgermeister B. Lange geschlossen. 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer / in 

 
 
Bodo Lange, Bürgermeister 

 
 
Franziska Reiff 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 

 


